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(2) Die Bekämpfung und Verhütung von Straftaten und anderen Rechtsver­
letzungen sind gemeinsames Anliegen der sozialistischen Gesellschaft, ihres 
Staates und aller Bürger.

(3) Die Teilnahme der Bürger an der Rechtspflege ist gewährleistet. Sie wird 
im einzelnen durch Gesetz bestimmt.

Artikel 91

Die allgemein anerkannten Normen des Völkerrechts über die Bestrafung von 
Verbrechen gegen den Frieden, gegen die Menschlichkeit und von Kriegsver­
brechen sind unmittelbar geltendes Recht. Verbrechen dieser Art unterliegen 
nicht der Verjährung.

Artikel 92

Die Rechtsprechung wird in der Deutschen Demokratischen Republik durch das 
Oberste Gericht, die Bezirksgerichte, die Kreisgerichte und die gesellschaftlichen 
Gerichte im Rahmen der ihnen durch Gesetz übertragenen Aufgaben ausgeübt. 
In Militärstrafsachen üben das Oberste Gericht, die Militärobergerichte und die 
Militärgerichte die Rechtsprechung aus.

Artikel 93

(1) Das Oberste Gericht ist das höchste Organ der Rechtsprechung.

(2) Das Oberste Gericht leitet die Rechtsprechung der Gerichte auf der Grund­
lage der Verfassung, der Gesetze und anderen Rechtsvorschriften der Deutschen 
Demokratischen Republik. Es sichert die einheitliche Rechtsanwendung durch 
alle Gerichte.

(3) Das Oberste Gericht ist der Volkskammer und zwischen ihren Tagungen dem 
Staatsrat verantwortlich.

Artikel 94

(1) Richter kann nur sein, wer dem Volk und seinem sozialistischen Staat treu 
ergeben ist und über ein hohes Maß an Wissen und Lebenserfahrung, an mensch­
licher Reife und Charakterfestigkeit verfügt.

(2) Die demokratische Wahl aller Richter, Schöffen und Mitglieder gesellschaft­
licher Gerichte gewährleistet, daß die Rechtsprechung von Frauen und Männern 
aller Klassen und Schichten des Volkes ausgeübt wird.

Artikel 95

Alle Richter, Schöffen und Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte werden 
durch die Volksvertretungen oder unmittelbar durch die Bürger gewählt. Sie 
erstatten ihren Wählern Bericht über ihre Arbeit. Sie können von ihren Wählern 
abberufen werden, wenn sie gegen die Verfassung oder die Gesetze verstoßen 
oder sonst ihre Pflichten gröblich verletzen.

Artikel 96

(1) Die Richter, Schöffen und Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte sind in 
ihrer Rechtsprechung unabhängig. Sie sind nur an die Verfassung, die Gesetze 
und anderen Rechtsvorschriften der Deutschen Demokratischen Republik ge­
bunden.
(2) Die Schöffen üben die Funktion eines Richters in vollem Umfang und mit 
gleichem Stimmrecht wie die Berufsrichter aus.


